
Gespräch mit unserer Zeitung

,,Riester muss Klarheit schaffen"
Engelen-Kefer kr i t is iert Rentenpläne der4 (r)

Osnabrück, 24. t  O. YeYnentenbeiträge in vorheri-
(abr-Eigenbericht) ger Höhe entr ichten, könnte

Der DCB hat Arbeitsminister die Absenkung des Rentenni-
Riester aufgefordert,  im Rah- veaus im Rahmen der geplan-
men der Rentenreform Klar- ten Reform deutl ich reduziert
heit  über den künft igen Bun- werden. Das brächte jährl ich
deszuschuss zu schaffen und rund funf Mil l iarden lv{ark
die Kürzung der Renten- Mehreinnahmen lur die Ren-
beiträge für Empfänger von tenkasse.
Arbeitslosenhil fe rückgängig Als , ,nicht nachvollziehbar"
zu machen, wies die DGB-Sozialexpert in

Behauptungen Riesters
In einem Gespräch mit un- zuruck, dass noch höhere

serer Zeitung betonte die stel l-  staatl iche Zahlungen an die
vertretende DGB-Vorsitzende Renteverfassungsrechtl ich be-
Ursula Engelen-Kefer anl denkl ich seien. Bei den Auf-
Dienstag, würde der Bund frir w'endungen fiir die Arbeitslo-
Arbeitslosenhil febezieherwie- senhil febezieher handele es

Regierung -  , ,Nicht
sich nicht um einen Bundes-
zuschuss, sondern um nor-
male Beitragszahlungen.
Selbst in der Endstufe der Oko-
steuer werde der Bundeszu-

nachvollzieh bar"
schuss 25 Prozent der Renten-
ausgaben nicht übersteigen.

Die von Riester und ande-
ren prophezeiten deutlich
höheren Ante i le  kämen nur  zu
Stande, wenn man die Ausga-
ben ftir die Knappschaft der
Bergleute, die Kindererzie-
hungszeiten und die Renten-
beiträge fur Arbeitslosenhilfe-
empfänger hinzurechne. Das
sei aber unzulässig. Hier wür-
den Apfel mit Birnen vergli-
chen. Insofern bestehe auch
unter verfassungsrechtl ichen
Aspekten im Gegensatz zu
Riesters Befürchtungen,,durch-
aus noch Spielraum beim
Bundeszuschuss".

Stattdessen aber habe derMi-
nister neue Verunsicherungen
in die Rentendebatte gebracht,
indem er den 2003 erreichten
Anteil der Ökosteuer fiir ausrei-
chend erklärt habe, kritisierte
Frau Engelen-Kefer. Riester sol-
le lieber ein Konzept vorlegen,
das langfristig Sicherheit über
den Bundeszuschuss bringe.
Am besten wäre es, wieder ei-
nen einheit l ichen Bundeszu-
schuss zu schaffen. Derzeit gibt
es einen al lgemeinen Zuschuss.
Daneben f l ießen als zusätzl i-
cher Zuschuss die Einnahmen
aus der Mehrwertsteuerer-
hörung und der  Ökosteuer  in
die Rentenkasse.
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Interview mit unserer Zeitung

Dr. Ursula Elgelen-Kcfer

DGB: Riester muss avf
die Kritiker zugehen
Warnung vor Wahlschlappe - Rentenkonsens gescheitert' h a r

Osnabrück/Berlin 29,9. fffie igenber./AP) lin ohneLinigung zu En_de ge-
Der DGB hat Arbeitsminister Waiter Riäster (SPD) glngen' In der letzten Runde

a ufg efordert,. nach { " 
n g esch eiterte n n" nt" n [{ ffltfff ,?1t""Jtff#fl:nf,:-

sens-Gesprächen noch einmal auf die Gewerkschaf- i ioni.rt .ralsungenügendab.
ten und die Union zuzugehen. '  Die Union legte einen eigenen

Forderungenkatalog vot, den
In einem Interview mit un- tigen Gesetzentvlrrrf vorlege. wiederumRiesteralsunbezahl-

serer Zeitung verlangte die SiewarntedieRegierungdavor, barzunickwies.
stellvertretende DGB-Vorsit- nach dem Motto ,,Augen zu Der Sozialdemokrat sagte
zendeUrsulaEngelen-Keferam und durch" zuvetfahren und aber, er sei froh darüber, dass
Freitag, dies müsse geschehen, erinnerte den Minister daran, CDU/CSU und FDP nun versu-
ehe der Minister einen endgul- dass das Thema Rente schon chen wollte-n, im parlamenta-

einmal,,zuWahlschlappender rischen Verfahren einen Kom-
SPD" beigetragen habe. promiss z1r finden. (Siehe

Die Gewerkschaften bekräf- Kommentar Seite 2 und Wort-
tigten die Sorge, dass bei der laut des Interviews auf ,,Nach-
Rentenreform die jüngere Ge- richten".)
neration ,,bei weitem zu starktt '

belastet werde. Und diese Be-
furchtung werde nicht nur von
der Opposition, sondern auch
vom Verband der Rentenversi-
cherungsträger und den Sozial-
verbänden bestätigt. Man habe
von Riester,,anderes erwartet".
Leider könne sie derzeit nicht
erkennen, ob der Minister be-
reit sei, auf berechtigte Kritik
einzugehen. ,,lch kann nur
daftir werben", fi.igte Engelen-
Kefer hinzu.

Die Rentenkonsensgesprä-
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Das- | n te rview,,, i rn.,,r.Wort I a u t

Vorteil?
Antwort: Wir hätten uns ge_
wünscht, dass wir im Vorföld
besser gehört worden wären.
Wir haben ja nie einen Zwei-
fel gelassen an unseren Vor-
stellungen und haben zu_
gleich immer rechtzeit ig al les
getan, um auf die Bundesre_
gierung zuzugehen. Da hätte
man sich schon gewünscht,
dass diese festgeiahrene Si_
tuation verhinäert lvorden
wäre.

Frage: Was befürchten
nun?

dass die Arbeitnehmer und
auch die Gewerkschaften
ihrem Unmut deutlich aus-
dnicken werden. Die geplan_
ten Protesttage der IGMetall
werden stattfinden. Eine
Reihe von Gewerkschaften
hat ihre Bereitschaft erklärt.
dies zu unterstützen. E;
herrscht eine große Verärge_
rung, wenn die Reform ior
allem Gewinnsteigerungs-
programme ftir Lebensversi_
cherer hervorbringt.

Frage: Auch im Arbeitneh-
merf lügel der SpD-Fraktion
ist man ja offensichtt ich mit
der Reform unzufr ieden,
aber  äußer t  es  n icht  a l lzu
laut. Hätte die Regierung ei-
gent l ich  e ine Mehr f ,e i t ,
wenn s ie  d ie  Abst immung
freigeben würde?
Antwort:  Sie hat lang genug
daran gearbeitet, und wii
wissen, dass es fur eine Regie_
rung erforderlich ist, ihre Ab_
geordneten bei der Stange zu
halten. Das war bei keineir Re-
gierung anders. Das ist politi-
sches Geschäft.  Aber die Re_
gierung wäre gut beraten, der
berechtigten 

- 
Kri t ik zu_

zuhören. Denn die kommt
nicht von ungefähr, sondern
die Abgeordneten müssen in
ihren Wahlkreisen die Kla-
gen der Bevölkerung aushal_
ten. Und davon hängt dann
auch das Wahlverhalten ab.
Rente war ia schon einmal
ein Thema, das zu Wahl-
schlappen der SpD beigetra-
gen hat. Also: Ich weiß nicht,
ob das a l les  so g la t t  abgeht ,
wie man sich das vorstellt. Es
is t  immer e in facher ,  im ge_
schützten Umfeld einer Fräk-
t ionssitzung als draußen im
Wahlkreis Rede und Antwort
stehen zu müssen.

Frage:  S ind Sie  von Herrn
Riester  ent täuscht? . ,

Antwort:  Wir haben die Sor_
ge, die auch viele andere he_
gen, dass hier eine bei weitem
zu starke Belastung der jünge_
ren Generation stattf indän
soll ,  die wir nicht mittragen
können. Dabei rverden u,ise_

Antwort: Wir hatten et.vvas
anderes erwartet. Vor al lem
auch nach d.en. Zusagen, die
wi r  von ihm bekommen ha_
ben. Aber das haben wir ihm
schon häufiger und deutl ich
gesagt. Und ich kann es nur
immer wiederholen in der
Hoffnung, dass es einmal
Gehör f indet.

,,Wir hatten yon Walter
Ri ester anderes efw afiet"
Engelen-Kefer: Es herrscht lroße verärgerung
Von Theo Mönch-Tegtfiö

. Osnabrück, 29.9. (Eb.)
Das Interview, das die iteil-
vertretende DGB-Vorsit_
zende Ursula Engelen-Kefer
unserer Zeitung gab, hat fol-
genden Wortlaut:

F.rage: Frau Engelen-Kefer,
die Konsensverhandlungen
der Parteien über die Rin_
ten reformverhan dlun ge n
sind praktisch festgefähren.
Arbeitsminister Riäster hat
sich beim jüngsten Gespräch
kein Stück bewegt. Welche
Folgerungen zieh]en daraus
die Gewerkschaften?
Antwort: Wir hoffen nur,
dass beide Seiten bereit sind,
aufeinander zuzugehen. Ei
wäre schlecht, wenn die Bun_
desregierung verfährt nach
dem N{otto , ,Augen zu und
durch". Und ebeiso schlecht
wäre es, wenn die Union hier
parteitakt ische Spielchen be_
treiben wrirde - und dann
vielleicht auch noch der eine
nicht recht weiß, was der an_
dere tut. Wir sind also nach
wie vor der Auffassung, dass
beide Seiten sich aufeiriander
zu bewegen müssen.

Frage: Nun sol l  auf der parla_
mentarischen Ebene weiter
verhandelt werden. lst das
für die Einf lussmöglichkeiten
der Gewerkschaften von

re Befurchtungen von vielen
anderen bestätigt, nicht nur
von der Opposit ion, sondern
auch vom Verband der Ren_
tenversicherungsträger und
den Sozialverbänden. Ich
meine, man hätte das verhin_
dern können.

Frage: Was erwarten Sie nun
von den parlamentarischen
Beratungen?
Antwort: Der Bundesarbeits_
minister hat zunächst Dis_
kussionspunkte zu einem
Gesetzenfwurf eingebracht.
Er hat noch keinen Gesetz_
entwurf vorgelegt. Ich for-
dere ihn auf, vor-der Vorlage
eines endgültigen Gesetzenl_
wurfus noch einmal auf die_
jenigen zuzugehen, die be_
rechtigte Kritik äußern. Lei_
der  kann ich derze i t  n icht  er_
kennen, ob dazu noch die Be-
reitschaft besteht. Ich kann
nur dafur rverben.

Frage:  Wie s teht  es auf  lhrer
Sei te?
Antwort: Wir haben immer
versucht, auf die Bundesre_
gierung zuzugehen. Für uns
war ganz klar: Eine Ver_
schlechterung des Rentenni_
veaus wäre eigentlich zu ver_
meiden gewesen. Wir haben
auch den Aufbau einer zwei_
ten Säule als obligatorische
betriebliche Altersversor-
gung vorgeschlagen. Das
wären die sauberen Wege ge_
wesen. Aber wir sind niemäls
mit dem Kopf durch die
Wand gegangen, haben uns
bewegt. In verschiedenen
Angeboten haben wir deut-
l ich gemacht, dass wir eine
moderate Absenkung des
Rcntennir-eaus mitt"ragen.
Und dass wi r  auch bäre i t
sind, über alternative Wege
nachzudenken, wie man d]e
tari f l iche und betr iebl iche
Altenvorsorge fördern kann.
Unser Angebot steht nach
wie vor. Aber wir lassen uns
auch nicht-mit kosmetischen
Korrekfuren abspeisen.

Frage:  Wie wol len S ie  denn
je tz t  E in f luss auf  d ie  Regie-
rung noch nehmen? Gibt  es
e inen , , he ißen  He rbs t , , ?
Antwort:  Ich glaube schon,
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Gespräch mi t  unserer  Zei tung

,,Gespräch mit Riester enffäuschend*
Engelen-Kefer: BeiRente in entscheidenden punkten keine Bewegung

osnabrück, 'lg' 
lfter Demographie und damit versuche der DGB, die verhär- der Altersversorgung durch

. 
(abr-Eb /Reuters/ddp/dpa) der, Rent"eniinanzen kann teiän polit ischen Fronren auf iräireie iar aoscnrusse rviederIn den verhandlunoen zur nach den \vorten dercerverk- all in ieiten aufzubrechen.-i i ir;;;;;; i", zu \r 'uo en. DerRentenreform mit de; Deut- scnafteiin,,*ri; i ; i ;1";;; i; '  äer,äare, nrcr,r oarum. mit dei ;;;; i ; i i . , des größten rc-schen Gewerkschaftsbund und schmerzloser" durci eine Roalition gegen die union lvfetall-Bezirks Nordrhein-(DGB) hat Arbeitsminister AnhebunS des effekti'en Ren- oä"i u*g""k""h.i. .q 

- 

"si"i.;. 
ü;;;i;ü;, peter Gasse, sagtewalter Riester (sPD) nach An- teneint tisalters gelöst rver- 

"wir 
*orF" u"iaJs"ti8" *ü ä"i],'gäi.r., z"i.urrg,,, die ce-gaben der DGB-vizechefin den Dafür könnteäer medizi- sanäem oruck zu einem aü; G6J;?." würden auf kei-ursula Engelen-Kefer,, in ent- nische Fortschritt sorgen, so- Jie 

' lrtenscnen. 
akzepilblen näi"i i i i lru nurro ru der ietztscheidenden Punkten keiner- fern €r unterstützt \rürde Rentenkonsens bewegen", be- geplanten Reform reichen.Iei Bewegung gezeigt". durch eine breit dngelegte ce- io"ü oi" ,t. ir.:; i ,;;,;ä ü##äii ' i ,o".r,rage von Bun_sunoheits\.orsorge im Rahmen DGB_Chefin. deskanzler Gerhaid SchröderIn einem Gespräch mit un- der Kranken- unä Rentenr-ersi- bie rc Metall kündigte 

"r- 
; iä'- ' lüi1., gebe es ,,helleserer zeirung betonte Engelen- cherung sowie der betrieb, t.ra"rr"n u", äi" elrlüEit"l"r ffi0ffi,, bei der IG lvletall.Keferam Nfitt\\ 'och. angelichts \ärztl icFen Berreuunp.

dieses enttäuschenden trgeb- \\ 'ürden die \len(öen \o irl
nisses bleibe den Cewerkschaf- die Ldge \.er\etzt. durch_
ten keine andere Wahl, als mit schnitt l ich zlrei Jahre iänger
e iner  In fo rmat ion5kdmpagne zu  arbe i ten .  r r ; re  d ie  Rentä_
in den DGB-Landesbezirken problematik fa\t gelort, sacte
und in den Betrieben über die die DG B_\' izer orsitzenäe.
,,schweren Konstruktionsfeh- Denn das i{ürde die Beitrags-
ler" derReformzu informieren. sälze um drei lrozentpunk'te
So gebe es keinen Anlass, ,.die entla)ten. Die)e und ändere
Rente schon heute für Arbeit- sinnvolle .Alternativen stießen
nehmer durch die geplanten aber bislang bei Koalit ion und
] {Dscntage unat t rak t i v  zu  ma-  Un ion , ,au I  taube Ohren, : .
chen, nur w'eil ab 2020 die de- Der ,,sta[e Blick auf anseb_
moSraphisch-e Entlricklung lich drohende BeitragssäLe,,
ores anSebtich erz_\.{jngt'.. habe offenbar die polit ische

Die-steigende Lebenserrr'ar- Kreativität gelähmt, krit isierte
tung als ein zentrales problem Frau Engeiän-Kefei. Deshalb

oi,
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Interview mit unserer Zeitung

DGß: Klage gegen
Rentenreform möglich
Kampagne gegen den pran Riesters angektindigl*

De r DG e,.h r i"3t'!ifJTjk::;,:il:ffi:?:ll'll:
geplante Rentenreforrn nicht uur] falls" 

"ini".nt 
j"-

l ingt, sie ,,polit isch zu verhindern und sinnvolle Al-
ternativen du rchzusetzen,,.

Dr. Ursula Engelen-Kefef_

In einem Interview mit un_
serer Zeifung kündigte die
steltvertretende DGB_Vorsit_
zende Ursula Engelen-Kefer
fur den Fall eine prüfung an,
,,ob die Rente als pflichtversi-
cherung noch .verfassungs-
konform ist, wenn sie fiir eiäe
steigende Zahl von Bürgern
nicht einmal mehr das Soäial_
hilfeniveau erreicht,,. Zuvor
al lerdings plane der DGB im
Sommer eine Informations-

und Aufklärungskampagne.
Neben der Zusammenarbeit
mit den Sozialverbänden habe
sie auch den Kirchen Ge-
spräche angeboten, ürn die
Rentenreform gemeinsam zu
verhindern, teilte Frau Enge_
len-Kefer mit.

Die geplante Rentenreform
ist nach Ansicht der stellver_
tretenden DGB-Vorsitzenden
,,schlichter Sozialabbau mit
krasser sozialer Schieflage,,.
Wenn das funktionie-ren
sollte, ,,besteht die große Ge-
fahr, dass als Nächstes die
Kranken- und Arbeitsiosenver-
sicherung teilprivatisiert wer-
den". Das wäre dann,,das end-
griltige Aus ftir unsere solidari-
schen Sozialversicherungen,,.
ftVortlaut des Interviews iiehe
,,Nachrichten".)
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erner atomaren Katastrophe
mit jedem abgeschalteten
Kernkraftwerk. 

--Oie 
Atom_

meiler vor allem in Mittel_
und Osteuropa aber laufen
weiter und sind nicht so
sicher wie die deutschen.
Hinzu kommt: Im liberali_
sierten europäischen Ener_
giemarkt besteht die Gefahr.
dass wir künft ig Atomstrom
in großen Menfen import ie_
ren, wenn die Kraftwerke in
Frankreich und Osteuropa
dauerhaft weiterproduzie_
ren.

Frage: Welche Schlussfolge_
rung z iehen Sie  daraus?
Antwort: Es wrrrde bisher nur
eine Tei l lösung erreicht. Des_
halb  fordere ich d ie  Bundesre_
gierung aul möglichst bald
mit al len europäischen Staa_

l.g" A-bstimmungsgespräche
über die fr iedl iche"Nutzung
der Kernenergie zu fLihren]

, , lch fühle mich von
Riester getäuscht,,

Ziel muss es sein, in ganz Eu_
Iopa den Ausstieg äus der
Atomenergie zu organisieren.

Frage:  Der  Regierung Kohl
haben Sie  so-z ia len-  Kahl_
schlag vorgeworfen - auch
im  Zusammenhang  m i t  den
Renten. Jetzt plant die rot_
grüne Regierung v ie l  t ie fere
Einschni t te .  Wie bezeichnen
Sie das?

Antwort:  Vorweg: Ich fuhle
mich von Arbe i tsmin is ter
Riester getäuscht. Auf ein_
dringliches Nachfragen hatte
er behauptet, mit ddn beiden
realen Nullrunden der Ren_
tenanpassungen 2OOOl200l
Konrme er hin. Es werde lve_
der ein weiteres Absinken des
Rentenniveaus noch weitere
Einschnitte bei den Leistun_
gen_geben.  Genau das Ge_
gentei l  passiert ietzt.

Wenn das funktionieren
sollte, besteht die große Ge-
fahr, dass als Näc-hstes die
Kranken- und die Arbeitslo_
senversicherung tei lpr ivat i_
siert werden.

Fragei Was hätte dies für
langf r is t ige Fo lgen?
Antwort:  Das wäre dann das
endgültige Aus ftir unsere so-
lidarischen Sozialversiche_
rungen. Auch deswegen wer_
den wir uns mit alleriKraften
gegen die Rentenreform zur
Wehr setzen.

Frage:  Denken Sie  dabei
auch an e ine Ver fassungs_
k lage?

Antwort: Zuerst einmal geht
es darum, diese Reform öoli_
tisch zu verhindern und
sinnvol le Alternativen

Antwort:  Das könnte vor al_
lem im Bereich alternativer

,Energien gel ingen. Ich appel_
l lere an Regierung und Ener_
gieversorgungsunterneh_
men/ diese Aufgabe rasch
ynd _ systematisch anzuge-
hen. lVer eine ganze Branc"he
stilllegt, muss die beschäfti_
gungspolitischen Konse-
quenzen mit bedenken und
mit lösen.

Frage:  Dies bedeutet  für  d ie
Ha l t ung  des  DGB.  .  .
Antwort:  Einen Atomaus_
stieg auf dem Rücken der Be_
schäftigten können die Ge_
werkschaften nicht mitma_
chen. Diese Gefahr wäre al_
lerdings deutl ich größer ge_
\\'esen, wenn man sich auf
ein f ixes Ausstiegsdatum ver_
ständigt hätte.

Frage:  Macht  denn e in  deut_
scher  A l le ingang überhaupt
S i n n ?

durchzusetzen. Nachdem der
DGB bereits mit den Sozial_
verbänden in dieser Frage zu_
sammenarbeitet, habe ich
jetzt den Kirchen Gespräche
angeboten. parallel dazu
sammeln die Einzelgewerk_
schaften - allen vorari die IG
Metall und ver.di - ihre Truo_
pen.  Wir  wol len im Sommär
eine Informations- und Auf_
klärungskampagne zur Ren_
tenreform starten. Wenn
aber alles nicht hilft, dann
werden wir auch pnifen, ob
die Rente als pflicEpersiche-
rung noch verfassungskon_
form ist, wenn sie fui eine
steigende Zahl von' Bürgern
nicht einmal mehr das- So-
zialhilfeniveau erreicht.

Frage:  Sehen Sie  denn ke ine
Notwendigke i t  für  e inen
Systemwechsel?

Antwort:  Ich kann mir bis
heute nicht erklären, was die
Regie rung dami t  beabs ich_
tigt.  Private Vorsorge ist doch
kein Selbstzweck 

-an 
sich.

Niemand kanq sagen, gb sie
auf Dauer bessere Renditen
abwirft als die Rentenversi_
cherung. Aber viel leicht ist
Arbeitsminister Riester ia
vom Börsenroulette fasii_
nicrt,  oder die Regierung ver_
sucht ,  mi t  angebl ich moder_
nen Alternativen zum Sozial_
staat die Yuppies und die
ncue Mitte an sich zu bin_
c len.  Ich sage voraus:  Wenn
e.s so gentacht n, ird w,ie bei
cler I lentenreform, rvircl  es
sch ie f  gehen .

Antwort:  Auch der DGB hat Frage: Wie bewerten Sie die-
sich fur einen Atomausstieg sen Vorgang?
ausgesprochen. Der. letzt gel Antwort:  Die geplante Ren_fundene 

.Kompromris kaän tenretorm ist sc' l ichter sozi-ein Signal f t i r  andere Staaten alabbau ,nd hat dabei nocrrse i . ,  unserer r  Be i .sp ier  zu fo l -  e ine krasse soz iare Schie f rage.gen.  r \ber  darauf  d t i r fen * ' i r  S ie  hö i r r t  unser  rn i iä i , i r .n . ,rurs  n ic l - r t 'q r lassen.  Denn in  Rentensvstenr  aus -  u .cr  c rasDe' tsch iand s inkt  d ie  Gefahr  ohne jec te  Not* .enrr igke i t .

z,I)enAtomausstieg in
ganz E urop a org anis i eren*
Engelen-Kefer fordert Berrin zu neuer Init iat ive auf
Von Axel Brower 

_n1

Osnabrück,  16.6.
(E igenber icht )

Das Interview, däs die stel l '_
vertretende DGB_Vorsit_
zende Ursu la  Engelen_Kefer
unserer Zeitung gab, hat fol_
genden Wort laut:

Frage: Frau Engelen_Kefer,
wie beurteilen Sie den jetzi
gefundenen Konsens zum
Atomausstieg?

Antwort: Der vereinbarte
Atomausstieg könnte ein
gangbarer Weg sein, um den
Rlassischen Konfl ikt zwi_
schen Beschäftigung auf der
elnen und Umwelt_ sowie
Gesundheitsbelangen auf
der anderen Seite ierträglich
zu lösen. Der Ausstieg erTolgt
nach und nach in gut zwäi
Jahrzehnten. Damii ist viel
Zeit gewonnen, um neue Ar_
beitsplätze fiir jene bereitzu_
stel len, derenJobs durch den
Atomausstieg wegfallen.

Frage:  Wo sehen Sie  h ier
konkrete  Chancen?

; " I

k
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Interview mit unserer Zeitung

DGB: Schmerzgrenzebei
Rentenkürzung überschriffen
Warnung vor,,Kriegserklärung " an Arbeitnehmer

ön
Osnabrück, 1 9. s.TabEtb.)

Nach Auffassung des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes
wird bereits in diesem f ahr bei
der Absenkung des Rentenni-
veaus die Schmerzgrenze
überschritten.

\
In binem Interview mit un-

serer ägitung sagte die stellver-

tretende DGB-Vorsitzende Ur-
sula Engelen-Kefer am Freitag--'--zur Begruntlilng, die nun end-
gultig beschlossene Rentenan-
passung ftir 2000 und 2001
entsprechend der Inflations-
rate senke das Niveau um 2,5
Prozentpunkte ab. Jeder wei-
tere Schritt in diese Richtung
sei eine ,,Kriegserklärung an

die Arbeitnehmerund ihre Ge-
werkschaften".

Manche in der Union und
bei den Gninen wollten den
Beitragssatz langfristig bei 19
Prozent einfrieren. Damit
würde eine Durchschnitts-
rente im Jahr 2030 um 900
Mark monatlich niedriger lie-
gen als nach geltendem Recht.
Diese riesige ,,Rentenlücke"
müsste dann durch private Ei-
genvorsorge mit hohen mo-
natlichen Prämien zusätzlich
zu den Rentenversicherungs-
beiträgen geschlossen werden.

Zuvor hatte der Bundesrat
als letzte Instanz der umstritte-
nen Rentenerhöhung um nur
0,6 Prozent zum 1. Juli zuge-
stimmt. Untersttitzung bekam
das Gesetz auch aus dem Lager
der unionsregierten Länder.
Ein Antrag Bayerns, die Renten
stärker, nämlich um ein Pro-
zent anzuheben und wieder
zur nettolohnbezogenen Ren-
te zurückzukehren, fand nicht
die notwendige Mehrheit.
Welche unionsregierten Bun-
desländer zustimmten, wurde
nicht bekannt, da es sich um
eine nicht namentliche Ab-
stimmung handelte. (Wortlaut
siehe,,Nachrichten".)
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E ngelen-Kefer warnt Yof
o oriesiger Rentenlücke

,,Arbeitgeber zur Mitfinanzierung heranziehen,,
von nxet Brower 

CD.
Osnabrück, 19. 5.

(Eigenber icht)
Das Interview, das die stell_
vertretende Voisitzende des
Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB),  Dr.  Ursula En-
gelen-Kefer, unserer Zeitung
gab, hat folgenden Wort--
laut :

Frage: Frau Dr. Engelen-Ke_
fer,  der Bundesrai  hat  d ie
Rentena.npassung 'en tspre-
chend der Inflationsrate für
die fahre 2000 und 2001 ge-
bil l igt. Weitere Einschniite
drohen mit  der Rentenre-
form. Wie beurtei len Sie die
Zukunft der Renten?
Antwort: Jetzt muss endgül_
t ig Schluss sein mit der Ab-
senkung der Renten. Schon
die beiden Rentenerhöhun-
gen entsprechend der Inflati_
onsrate des Vorjahres ft.ihren
zu einer Absenkung des Ren_
tenniveaus um rund 2,5 pro_
z-entpunkte - ganz abgesehen
davon, dass den Rentnern in
diesem Jahr voraussichtl ich
ein Kaufkraftverlust von
knapp einem halben prozent
zugemutet wird. Das ist eine
willkürliche Rentenpolitik
nach Kassenlage, mit der die
Schmerzgrenze frir Arbeit-
nehmer und Gewerkschaften
bereits überschritten wurde.
Geht das so weiter, dann
wird die Rente fur viele Ar-
beitnehmer, vor al lem aber
frir viele Frauen, künftis
ke ine ausre ichende Al terss i l
cherung mehr darstel len. Sie
wären auf ergänzende Sozial_
hi l fe angewiäsen. Damit aber
würde sich die pflichtversi-
cherung Rente selbst infrage
ste l len.

F rage :  D iese  so  genann te
Versorgungs lücke so l l  doch
dqr5h private Vorsorge ge-
sch lossen werden.  t i t  äas
ke ine vernünf t ige A l terna-
t ive?

Antwort:  Völ l ig unakzepta-
bel für die Gewerkschaften
ist es, wenn Arbeitsminister
Riester bei seiner Absicht
bleibt,  in dern fur den 8. Juni
angekündigten Rentenkon_
zept  c ler  Bundesreg ierung c i ie
, \b .senkung c leS Rente l tn i -
veaus nur  c lurch c ine pr ivate
i \ l te rsvorsorge ar rszr ro l , - i -
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Das lnterview im Wortlaut

nehmer zahlen müssen.
Denn das würde bedeuten:
Wir bauen die von Arbeit_
nehmern und Arbeitgebern
gemeinsam finanzierte Ren_
tenversicherung ab und bür_
den die Kosten der dadurch
notwendig werdenden priva_
ten Vorsorge allein den Ar-
beitnehmern und den Steu-
erzahlern auf. Diese soziale
Schieflage wäre noch stärker,
wenn sich Union und Grüne
mit ihrer Absicht durchset_
zen, das Rentenniveau weiter
abzusenken.

Frage:  Können Sie  Zahlen
nennen?

Antwort: Manche in der
Union und bei den Grünen
y.ol i .1 den Beitragssatz lang-
fr ist ig bei 19 Prozent einfr iö-
ren. Das aber würde bedeu_
ten, dass eine Durchschnitts-
rente im Jahr 2O3O um etwa
900 Mark monatl ich niedri-

Riester muss
die Sozialpartner
konsult ieren

ger liegt als nach geltendem
Recht. Diese riesige Renten-
lücke müsste dann-durch pri-
vate Eigenvorsorge mit ho_
hen monatlichen prämien
zusätzl ich zu den Rentenver-
sicherungsbeiträgen ge-
scnlossen werden. Das wäre
eine Kriegserklärung an die
Arbeitnehmer und ihre Ge-
werkschaften.

Frage:  Aber  es h i l f t  den Ar-
be i tnehmern auch n icht ,
wenn der  Rentenbei t rag b is
auf 26 Prozent klettert.-Das
müssten s ie  auch bezah-
l e n  . . .

Antwort:  Ziel der Rentenre-
form muss es sein, den Bei-
t ragssatz  b is  zum Höhepunkt
der I  demografischen- t ,  Ent-
wicklung im Jahr 2030 auf
höchstens 24 Prozent zu be-
grenzen. Das ist ohne eine
weitere Niveauabsenkung er-
re ichbar .  E in  so lcher  Renien-
versichemngsbeitrag ist ver-
t r c t l r l r r ,  n ' e i l  J ra ra l l e i  -  e l r cn -
fa l ls  auf  Gr t r rx l  c l t  r  [ )cnrogra-
l ' i t '  -  t l t ' r  Bc i t r ; i g  z r r r  . \ r l r c i t s l o -

Fra.ge: Wäre damit sicherge-
stel l t ,  dass die Renten auth
künft ig den Lebensstandard
im Al ter  s ichern?
Antwort: Leider nein. Denn
die zahlreichen Eingriffe der
vergangenen Jahre haben be_
reits die künft igen Renten
stark beschnitteir.  Für den
DGB ist es deshalb unver-
zichtbar, ein flächendecken-
des Netz von Betr iebsrenten
aufzubauen. Das würde nicht
nur die Bemühungen der Ge-
werkschaften um die Tarif-
rente untersttitzen. Damit
könnten auch die Arbeit-
geber zur Mitf inanzierung
herangezogen werden. Unä
schließl ich können Betr iebs-
renten im Gegensatz zu pri_
vatrenten auch das Risiko der
Erwerbs- und Berufsunfähig-
keit  abdecken.

Frage:  Aber  es g ib t  immer
weniger Betr iebsrenten . .  .
Antwort: Deshalb brauchen
wir steuerliche Anreize, um
Betriebsrentensysteme mög-
l ichst  f lächendeckend iu
instal l ieren, und neue Lösun_
gen/ um Betriebsrenten auch
fi.ir Klein- und Mittelbetriebe
attraktiv zu machen. Außer_
dem muss es beim Ausschei-
den möglich sein, die Be-
tr iebsrente in das neue Un_
ternehmen mitzunehmen.
Der Anspruch auf eine Be-
triebsrente muss bereits nach
rvenigen Jahren gesichert
se in .

Frage: Die Gewerkschaften
s ind an den Rentenkon-
sensgesprächen n icht  bete i_
l ig t .  Werden Sie  es n icht
schwer haben, ihre Vorstel-
lungen in  der  po l i t ik  durch-
zusetzen?

Antwort:  Deshalb fordere ich
Arbeitsminister Riester auf.
bevor er sein Rentenkonzeoi
a rq. 8j,lun1 vgrlegt, dierSoziäl-
par tner  zu konsul t ie ren.  Es
macht ja keinen Sinn, ein Re_
formko nzept Vorzu'legen, das
von Arbeitnehmern und Ar_
beitgebern als Hauptf inan-
ziers der Rentenversiöherune
nicht rnitgetragen würde. Irö
Ubrigen begrüße ich aus-
dr t ick l ich,  dass d ie  Renten-
ko n sc n sgespräcl ' ie cler pa r-
tc icn enc l l ich  in  Gang ko l r r_
n l t l t ,  i n t t t ' r r r  ko l r k re tä  \ ' o r_
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